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REPUBLIK ÖSTERREICH 
B UN D E ,s M I N IST E R I uNi FÜR JUS TI Z 

, GZ , 20.496/2-1.2/1995 

An das 
, Präsidium des Nationalrats 

, DL Karl-Renner-Ring 3 
Wi e n  

' 

Museumstraße 7 
A-1070Wien 

Briefanschrift ' ; , � 

A-10i6 Wien, Postfach 63 

TelE!fon 
0222/52 1 52-0* 

Femschreiber 
13,1264 jusmi a 

Sachbearbeiter 

Telefax 
0222152 1 52/727 

Teletex 
3222548 = bmJust 

Betrifft: Entwurf eines ÖKO-AUDIT-Gesetzes 
, I J ( 

Verteilt .... ?�: .. ..f.�.Q:.J.$.9.5 .. :.. . ...... :Jf lv. Vtlz, t1 

Das Bundesministerium für Justiz übersendet mit Beziehung auf die Entschließung 
-

.' \ .. 

des Nationalrats vom 6.7.1969 25 Ausfertigungen seiner Stellungnahme zu d�m oben: , 
I ·  : I ' . '"  , 

angeführten' Gesetzesentwurf. 

r " 

, 22. Februar 19ß5 
Für den Bundesminister: 

i.V. BYDLlNSKI', 

"\. . 

I , . .... 
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RE PUB LI K' Ö ST E R R Eie H 
FÜR JUSTIZ 

GZ 20.496/2-1.2/1'995 

An das 
Bundesministerium für Umwelt 

W-i e n  

I' 

Museums aße 7 
A-l070 n 

Briefanse ritt 
A-l016 n, Postfach 63 

Telefon 

0222152 1 52-0* 

Fernschreiber 

13126� jutmi a 

Sachbearbeiter 

Klappe 

,Telefax 

0222152 1 52/727 

, Teletex 

3222548 = bmjust _ 

(DW)"" 

Betrifft: ' - Entwurf eines ÖkO-AUDiT-Gesetzes 
, ' 

zu GZ. 14476117-II/C/5/94 
, I 

Das Bundesministerium für Justiz b'eehrt sich, mit Bezieh'ung auf das Schreiben." 

vo'm 28.12-.1994 zum oben genannten Gesetzese�twurf wie fbl t Stellung zu nehme�: , 

zu § 26: 

! ,  , 

1. Bei der Formulierung der Tatbestände der Strafbestirh ungen sollte eine 
, , 

�inheitliche ZeitiG,rn, verwendet werden ("erklärt hf3.t", "erklärte",' veröffentlichte\I und 

"verw�ndet"). Es wird vorgeschlagen, die'TC3.tbestände wie allge' e'in üblich einheitlich in,' 
" 

der Gegenwartsform auszudrücken. 
, ,' . 

2. 'Im Hinblick auf die Möglichkeit� daß durch die v�n den' 

Verwaltungsstrafbestimmungen erfaßten Handlungen auch gerichtliche Straftatbestände 
I ' .  , . . ,  

verwirklichfwerden könnten, Doppelbestrafungen aber grundsätzli�h vermieden werden " . -

sollten, wird, die Einführung einer sog. Subsidiarität$klausel vorgeschlagen-. Dieses könnte , - , 

in einem eigenen Absat� 3 ,dem§ 26 ange'fügt werden, wobei folgender Wortlaut denkbar 

wäre: 
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, 
"(3) Ein�rwaitungSÜbe,rtretung naCh

' 
de� vorstehende Elesti mmungen liegt nicht 

vor, wen� die T�t den' Tatbestand einer in die Zuständigkeit 
'der Gerichte fallenden 

strafbaren Handlung bildef. " 

j 3. Strafuntergrenzen sind grundsätzlic� bedenklfch, weil ie die , ' . , 
Strafzumessungsmöglichkeiten der Verwaltungsbehörde ohne Notwendigkeit einengen., 

, !  ' 
. 

" Da cjefTl vorliegenden, Entwurfkeirie besonderen Umstände zu entnehmen sind, welche ; . 
. 

. . 

. Strafunterg�e�zen ausnahmsweis� 'rechtfertigen kön�t'en, sollte von der Bestimmung · ' 
' .  t . ' " 

solcher Untergrenzen gene'rell Abstand genommen werden. 

4. Juristische Personen l,lnd Personengemeinschaften ohne'Rechtspersönlichkeit 

können im Hinblick auf die Notwendigkeit eines persönlichen Verschuldens niemals 
.� 

'\ . 

Subjekte v,on Verwaltungsübertretungen sein, sondern imme]' . ur die ,für sie h'andelnden , 

physische n P eiso ne n" ,I n § 9 Ve rwalt� ngsst ra fg esetz tri fft de r, �setzgebe.' die Rege I u ng " 

dahin, daß er physlscheCl Personen, die strafrechtliche Veran ortung fur fremdes " 
. " � 

Verhalten überträgt. Für Abs. 2 wird daher folgender W
,
ortlaut vorgeschlagen> 

� ) 
,"(2) Ebenso ist der gemäß § 9 Verwaltungsstrafgesetz' Verantwortliche eines 

.' Unternehmens im Sinne des,§,'2 Abs. 1 zu. bestrafen, das ::." 

:25 Aüsfertigungen dieser Stellungnahme gehen unter einem an das Präsidium des : ' 

Nationalrats. 

22. Februar 1995 
'Für'den 'Bundesminis\er: 

, i.V. BYDLlNSKI ' 

" 

\ 

------- -- -- - --- --��-
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